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Protokoll zur Bürgermeisterrunde am 
29.07.2013 zum Thema Hochwasser 
Allgemein 
 
 
 
 
Nach der Begrüßung durch Landesrat Anschober erfolgt eine kurze Zusammenfassung der 
bisherigen Gesprächsrunden und Aktivitäten. Im Zusammenhang mit den geplanten 
Hochwasserschutzmaßnahmen im nördlichen und südlichen Eferdinger Becken laufen 
Gespräche mit Ministerin Bures und ist das Ziel, einen Ministerratsbeschluss bezüglich 
Finanzierung noch vor der Wahl zu erreichen. Sobald es hier neuere Informationen gibt, werden 
diese selbstverständlich an die betroffenen Bürgermeister weitergeleitet. 
 
Weiters hat bereits eine Gesprächsrunde mit betroffenen Bürgermeistern zum Thema 
Sedimente stattgefunden, wobei hier neben VertreterInnen des Lebensministeriums auch 
Vertreter des Verbundes und der Via Donau anwesend waren. Die Frage, ob die Sedimente 
Spiegellagen verändert haben, soll Teil der externen Evaluierung sein und wird somit von 
unabhängiger Stelle überprüft. 
 
Auch für die betroffenen Bürgermeister aus dem Oberen Donautal gab es ein gemeinsames 
Gespräch mit LR Anschober und LH Dr. Pühringer. LR Anschober teilt die Kritik der 
Bürgermeister aus dem Oberen Donautal bezüglich der bescheidmäßigen Einräumung der 
langen Frist, die seitens des Umweltministeriums für die Kompensationsbaggerungen gewährt 
wurde (nämlich bis 2017), allerdings wurde seitens des Verbundes bereits zugesagt, diese 
Baggerungen nun möglichst zeitnahe durchzuführen. Dabei muss allerdings die Auflagen der 
Naturschutzbehörde beachtet werden. 
 
LR Anschober berichtet weiters, dass es auch eine externe Evaluierung des Hydrographischen 
Dienstes durch die TU Wien (Professor Blöschl) geben wird. Jedenfalls soll auch der Pegel 
Achleiten zu einem Prognosepegel weiterentwickelt werden. 
 
Hinsichtlich der Protokolle der Gespräche mit den BürgermeisterInnen, die veröffentlicht 
werden, ersucht LR Anschober im Hinblick auf die Urlaubszeit und den vereinbarten 
Gegencheck noch um etwas Geduld. 
 
Nach dieser Einleitung ersucht LR Anschober die Vertreter des Verbundes um Erklärung 
bezüglich der eklatanten Unterschiede bei den Durchflussmengen in Jochenstein und Aschach. 
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Hier wird seitens eines Vertreters des Verbundes erklärt, dass der Prozess des Datenabgleichs 
bezüglich Durchflussmengen von der Via Donau koordiniert wird. Es werden 
Fließgeschwindigkeiten, wie zum Beispiel in Aschach, gemessen, an den Kraftwerken werden 
die Durchflüsse bei den Turbinen und Schleusen, also die Ober- und Unterwasserstände, 
gemessen. Diese sind mit Unsicherheiten behaftet, wobei von Seiten des Verbundes betont 
wird, dass keine Erfahrungswerte mit einem derartig hohen Hochwasser vorhanden waren, da 
das Kraftwerk Aschach noch nie solche Wassermengen hatte. Damit ist ein 
Abstimmungsprozess notwendig. Es werden auch keine Durchflussmengen bekanntgegeben, 
sondern nur die Rohdaten des Schleusendurchflusses. Eine Datenkontrolle erfolgt nicht. 
Seitens des Verbundes ist man nie davon ausgegangen, dass die kolportierten rund 7000 m3 /s 
Durchflussmenge korrekt sind. Alle Daten, die online übermittelt werden, sind aus gutem Grund 
nur an den Hydrographischen Dienst übermittelt worden, da nur dieser die Daten korrekt 
interpretieren kann. 
 
LR Anschober verweist darauf, dass der Verbund seine eigene Prognose erstellt hat, die 
allerdings ein deutlich geringeres Hochwasser als der hydrographische Dienst prognostiziert 
habe. Hier wird seitens des Verbundes präzisiert, dass die Durchflussprognose ein anderes Ziel 
hat als eine Prognose des Hydrographischen Dienstes. Bei der Durchflussprognose wird der 
Fokus auf den Betrieb und nicht auf die Hochwasserprognose gestellt. Die 
Durchflussprognosen sind damit nur bedingt als Prognosen für den Hochwasserfall für die 
Allgemeinheit geeignet. Es wurden aber alle Wasserstandsdaten an den Hydrographischen 
Dienst übermittelt. Es hat aus Sicht des Verbundes allerdings keinen Sinn, unterschiedliche 
Prognosen zu veröffentlichen, da hier nur Verwirrung in der Bevölkerung hervorgerufen wird. 
 
LAbg. Eidenberger kritisiert, dass ohne eine fachliche Interpretation der Aussagen es für ihn 
schwierig ist, die Aussagen des Verbundes zu verifizieren. Für ihn ist die Zielsetzung dieser 
Bürgermeisterrunden mehr als hinterfragenswert. Weiters weist LAgb. Eidenberger darauf hin, 
dass es in Deutschland –im Gegensatz zu Oberösterreich- keine zwei Monate gedauert hat, 
aus Rohdaten fertige Daten zu machen. 
 
Laut Auskunft des Vertreters des Verbundes ist dies nicht ungewöhnlich, nach dem 
Hochwasser 2002 waren die konsolidierten Daten erst Ende 2005 / Anfang 2006 fertig. Dies 
findet LAbg. Eidenberger völlig inakzeptabel.  
 
Seitens des Verbundes wird präzisiert, dass die Datenkonsolidierung durch den 
Hydrographischen Dienst erfolgt. Die Datengrundlagen davon liefern via donau, der Verbund, 
Messungen von allen Zubringern und alle diese Daten müssen zusammengeführt werden. Im 
September 2013 dürften erste konsolidierte Daten vorliegen. 
 
Auf nochmalige Nachfrage wird auch seitens des Verbundes klargestellt, dass in Aschach und 
Jochenstein die Durchflussmengen im Wesentlichen gleich waren, da keine nennenswerte 
Zuflüsse und keine nennenswerte Retentionsräume vorhanden sind. Die in Deutschland 
kolportierten 10.000 m3 /s sind wahrscheinlich noch unbereinigte Rohdaten. 
 
Bgm. Allerstorfer stellt die Frage, warum die Schwankungsbreiten der Wehrbetriebsordnungen 
nicht ausgenutzt worden sind, denn bei entsprechendem Betrieb hätte man viel vermeiden 
können. 
 
Dies liegt nach Ansicht des Verbundes nicht an den Wehrbetriebsordnungen: Es gibt auch 
keine Möglichkeiten, die Stauräume für die Retention von Donauhochwasser zu nutzen. Dafür 
ist der Stauraum bei derartigen Hochwasserereignissen viel zu klein. Auch eine vorzeitige 
Absenkung bringt nach Ansicht des Verbundes nicht viel für die Betroffenen. Auch stehen bei 
einem Hochwasser alle Turbinen still, da keine entsprechende Fallhöhe für die Stromerzeugung 
vorhanden ist. Bgm. Allerstorfer verweist in diesem Zusammenhang auf eine Aussage von 
Gutachter DI Flicker, der in einer der vorangegangenen Runden der Ansicht gewesen sei, der 
Scheitelpunkt hätte durch Absenken doch geringer ausgestaltet werden können. 
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Seitens des Verbundes wird darauf verwiesen, dass eine Absenkung nur möglich ist, wenn man 
ganz genau den Scheitelpunkt vorhersagen kann. Die Verlandung habe dabei keine Rolle 
gespielt.  
 
Wesentliches Element der Retention sind die Überstromstrecken, die im Hochwasserfall nicht 
beeinflusst werden können. 
 
LR Anschober verweist darauf, dass die Überstromstrecken Teil des Genehmigungsbescheides 
des Kraftwerkes waren. Für die Einhaltung der Genehmigungsbescheide bzw. der 
Wehrbetriebsordnungen ist die oberste Wasserrechtsbehörde, nämlich BM Berlakovich, 
zuständig. Dieser wurde bereits um Überprüfung der Wehrbetriebsordnungen auf Basis der 
Erkenntnisse des Hochwassers von 2013 ersucht. Auch die Frage, ob eine Vorabsenkung 
etwas für die Betroffenen gebracht hätte, wird bei den externen Studien als Zusatzfrage gestellt.  
 
Das Bundesland Bayern muss laut Regensburger Vertrag alle relevanten Daten an das Land 
Oberösterreich übermitteln. Bayern muss daher auch darüber informieren, wenn in Deutschland 
wesentlicher Retentionsraum wegfällt.  
 
Seitens des Verbundes wird betont, dass sämtliche Informationen bezüglich 
Hochwasservorkehrungen gerne eingebracht werden. Zur Frage der Sinnhaftigkeit von 
Vorabsenkungen wurden vom Verbund selber Studien vergeben, da in Deutschland offenbar 
Absenkungen erfolgen. Die 1991 erstellte Studie der Uni Dresden ergab, dass eine 
Vorabsenkung nichts bringt. Nur wenn man den Hochwasserhöhepunkt ganz genau kennt, ist 
eine Vorabsenkung sinnvoll. 2002 wurde diese Studie noch einmal überprüft, aber man kam zu 
dem Ergebnis, dass nach Wehrbetriebsordnung kein Spielraum besteht. Eine Modellrechnung, 
die allerdings Monate dauert, wird gerade durchgeführt. Jedenfalls muss die 
Wehrbetriebsordnung penibel genau eingehalten werden und gibt es bei derartigen 
Wassermengen nur ca. 10 bis 20 cm Spielraum.  
 
LR Anschober verweist darauf, dass es auch ein Risiko darstellt, den Kraftwerken mehr 
Spielraum im Hochwasserfall zu geben, da Interventionen in den einzelnen Regionen drohen 
und Fehlentscheidungen nicht auszuschließen sind. Was seines Erachtens jedenfalls sinnvoll 
sei, ist die genaue Überprüfung der Wehrbetriebsordnungen zur Frage, ob sie nicht angepasst 
werden müssten. Seitens des Ministeriums wurden bei der Erlassung bzw. bei den Änderungen 
der Wehrbetriebsordnungen die betroffenen Gemeinden bzw. betroffene BürgerInnen durch 
Edikt geladen. Dies ist seines Erachtens nicht ausreichend, allerdings in der Rechtslage 
begründet ist. Die Teilnahme an den Verhandlungen war offenbar regional unterschiedlich, im 
Oberen Donautal waren ca. 169 Leute anwesend. 
 
Seitens Herrn Stirmayr wird nochmals vorgebracht, dass eine frühzeitige Absenkung seines 
Erachtens doch wesentlichen Sinn macht. Wenn man rein rechnerisch um 1 m abgesenkt hätte, 
hätte das ganze Donauhochwasser Platz gehabt. Es hätte gereicht, die Schleusen zu öffnen, 
wenn der Wendepegel erreicht wird. Am 01.06.2013 gab es nur rund 3.000 bis 4.000 m3 /s 
Durchflussmengen. Wenn man hier abgesenkt hätte, hätte das Wasser in der Donau gehalten 
werden können. Herr Stirmayr ist weiters der Ansicht, wenn im Eferdinger Becken nichts 
ausgeufert wäre, wäre in Linz eine um 30 cm höhere Überflutung erfolgt. 
 
Seitens des Verbundes wird bestritten, dass eine 30 cm hohe Absenkung entlang der Donau 
möglich gewesen wäre. Bei vielen Donaukraftwerken waren alle Schleusen geöffnet. Seitens 
der Via Donau wird darauf verwiesen, dass auf das Ergebnis der vergebenen Studie 
abzuwarten ist. Wenn diese Studie etwas anderes ergibt, führt dies sicher zu einer Änderung 
der Wehrbetriebsordnung im Hochwasserfall durch das zuständige Ministerium.  
 
LR Anschober verweist einmal mehr auf die externe Evaluierung. Die Frage der Vorabsenkung 
stellt einen zusätzlichen Auftrag an die Universität Kassel dar. Entscheidend ist für ihn die 
Frage, ob die Wehrbetriebsordnung eingehalten wurde.  
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Seitens des Verbundes wird zusätzlich noch darauf verwiesen, dass im Hochwasserfall im 
Eferdinger Becken wenig oder gar nichts versickert. Jenes Wasser, das über die 
Überstromstrecken fließt, wird verzögert wieder in die Donau zurückgegeben. Diese 
Verzögerung ist ein wichtiger Effekt der Überstromstrecken. 
 
LAbg. Eidenberger kritisiert, dass es 10 Pegelmessstellen von Regensburg bis Aschach gibt, in 
Oberösterreich allerdings nur ein einziger an der Donau und der sei ausgefallen. Auch wird 
kritisiert, dass seitens des ORF früher jede halbe Stunde Pegelstände bekannt gegeben worden 
sind. Diesmal hat dies jedoch gefehlt. Er verweist darauf, dass ihm auch der Regensburger 
Vertrag nicht bekannt gewesen sei und fragt sich immer mehr, auf was man noch zählen und 
vertrauen kann. Er kritisiert weiters, dass in diesen Bürgermeisterrunden keine Fachleute 
eingeladen sind, die vom Verbund unabhängig sind. 
 
LR Anschober ersucht LAbg. Eidenberger zu definieren, wen er eingeladen haben möchte bzw. 
jede Studie, die plausibel notwendig ist, wird seitens des Landes Oberösterreich als externe 
Studie vergeben werden. 
 
Ohne darauf einzugehen kritisiert LAbg. Eidenberger, dass die entscheidenden Faktoren immer 
wieder in geänderter Form aufs Tapet gekommen und relativiert wurden. Er könne mangels 
Fachwissen keinesfalls nach einer Studie fragen, die sinnvoll wäre. LR Anschober spricht 
wiederholt die Einladung aus, LAbg. Eidenberger möge jene ExpertInnen nominieren, die er 
beigezogen haben möchte. 
 
Bgm. Allerstorfer betont, das es nicht selbstverständlich ist, dass in diesen Runden das 
Hochwasser 2013 aufgearbeitet werde. Dies zeige hohes Engagement von LR Anschober. Er 
habe auch früher daran gedacht, dass es Schuldige für das Hochwasser 2013 gäbe, diese 
Ansicht teile er jetzt nicht mehr.  
 
Für Bgm. Allerstorfer ist ein funktionierendes Prognosesystem eine zwingende Notwendigkeit. 
Für ihn gibt es in Oberösterreich zu wenig Pegelmessstellen und Vorhersagen. Auch waren die 
Prognosen in Deutschland treffsicherer. Die Studie aus Dresden wäre sicher für alle Beteiligten 
interessant und wird um Übermittlung ersucht. Des weiteren ist er der Ansicht, dass seit vielen 
Jahrzehnten in die Donau und ihren Retentionsraum eingegriffen wird und hier ein drastischer 
Paradigmenwechsel notwendig ist.  
 
Zur Kritik am Hydrographischen Dienst verweist LR Anschober auf die externe Evaluierung 
durch Professor Blöschl von der TU Wien. Auch die Fragen, ob zusätzliche Pegel notwendig 
sind, wie die Kommunikation des Hydrographischen Dienstes verlaufen ist bzw. der technischen 
und personellen Ausstattung, wird extern evaluiert. 
 
BH Hageneder verweist darauf, dass jene Gemeinden, die östlich von Linz liegen, bei 
Änderungen der Wehrbetriebsordnungen nicht höhere Wasserstände bekommen dürfen. Hier 
erwähnt LR Anschober als Beispiel das Verfahren zum Machlanddamm. Damals wurde die 
Auflage seitens der zuständigen UVP-Behörde erteilt, dass die Errichtung der 
Hochwasserschutzmaßnahmen im Machland keine negativen Beeinflussungen der Ober- und 
Unterlieger ergeben darf. Für die Schaffung von Retentionsräumen wurden 253 Objekten 
freiwillig abgesiedelt. Im Zusammenhang mit der Errichtung von Hochwasserschutzmaßnahmen 
muss ein großräumiges Denken Vorrang haben, wobei jedes Hochwasser neue Erkenntnisse 
mit sich bringt und mit dem vorangegangenen nur bedingt vergleichbar ist. 2002 war im Bereich 
des Machlandes dramatisch, im Eferdinger Becken nur rund ein 25 bis 30-jähriges 
Hochwasserereignis. Diesmal ist es genau umgekehrt. Allerdings wurden auch im Machland 
nach dem Hochwasser 2002 die Alarmpläne der Bezirkshauptmannschaft völlig überarbeitet 
und mit dem Verbund abgestimmt. Dies ist seines Erachtens der richtige Weg, für ein 
umfassendes Hochwasserrisikomanagement. Laut LR Anschober ist derzeit noch nicht sicher, 
in welcher Form der Hochwasserschutz des Eferdinger Beckens konkret umgesetzt wird, auch 
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nicht, ob dies durch Projekte von Gemeinden oder von Hochwasserschutzverbänden erfolgen 
soll. 
 
Seitens des Verbundes wird Bereitschaft erklärt, bei der Überarbeitung der Alarmpläne bei 
Bedarf in den Bezirken gerne mitzuarbeiten. Dieses Angebot hat es seitens des Verbundes 
immer gegeben, wurde allerdings nie abgerufen. Der Verbund wird jedoch, wenn dies 
gewünscht ist, jederzeit Wissen beisteuern. 
 
Die Aussage eines Vertreters des Verbundes beim Runden Tisch am 09.07.2013, sie seien 
nicht dazu da, Hochwasser zu regulieren, sondern Strom zu produzieren, hat seitens der 
betroffenen Teilnehmer teilweise schockiert. Auch wird befürchtet, dass es keine 
Zusammenschau aller Hochwassermeldungen gibt, jeder würde auf seiner Schiene arbeiten 
aber keine Zusammenschau geben. 
 
Für Bgm. Edenberger ist nicht klar ersichtlich, warum der Pegel in Mauthausen nahezu für 40 
Stunden fast gleich hoch war, während anderswo eine Hochwasserwelle gekommen ist. Seitens 
des Verbundes wird betont, dass im Hochwasserfall niemand auf die Stromproduktion schaut, 
sondern die Sicherheit der Menschen vorgeht. Das Grundprinzip bei der Kraftwerkserrichtung 
war aber immer, dass es keine Verschlechterungen durch die Kraftwerkserrichtung im 
Hochwasserfall geben darf. Darüber hinaus wird darauf verwiesen, dass im Hochwasserfall 
ohnehin keine Stromproduktion erfolgen kann. Die zuerst genannte Studie wird zugänglich 
gemacht. 
 
Der Wasseranstieg im Hinterland kann laut Vertretern des Verbundes insofern schwer 
eingeschätzt werden, da hier die Rauigkeit der Flächen mitberücksichtigt werden muss. Jede 
Flächenflutung bedeutet eine Zeitverzögerung des Hochwassers. In Mauthausen gab es 2002 
ebenso wie nun in Goldwörth eine zeitliche Verzögerung beim Wasseranstieg. Eine genaue 
Vorab-Prognose ist aber aufgrund der Rauigkeit des Geländes nicht immer möglich. 2013 war 
ebenfalls sehr signifikant, dass die Enns sehr schnell wieder abschwoll und das Hochwasser 
sehr stark rückläufig war.  
 
2002 war im Machland ein 100-jähriges Ereignis, im Eferdinger Becken ein rund 25 bis 30-
jährig. Die Enns war diesmal nicht an der Hochwasserführung mitbeteiligt, da relativ bald wieder 
Durchflussmengen von rund 700 m3/s erreicht wurden. Die 40 Stunden fast gleichstehender 
Pegel in Mauthausen kann man sich so erklären, dass sich das Enns- Hochwasser und die 
Donauwelle überlagert haben. Die Überstromstrecken im Bereich des Machlandes sind 
angesprungen, dabei gab es großen Abwurf links und rechts, aber nicht jeder Pegel reagiert 
immer gleich.  
 
Zum Vergleich, man hätte die Donau vorher absenken und wie ein Gefäß auslassen können, ist 
festzustellen, dass die Donau grundsätzlich kein Gefäß ist, das man auslassen kann. Bei hohen 
Durchflussmengen wird die Höhe des Hochwassers durch den Durchfluss bestimmt, da hilft ein 
Absenken nichts mehr. LR Anschober verweist darauf, dass bei Genehmigung der Kraftwerke 
Modelberechnungen gemacht wurden und die Flächen dargestellt wurden, die im 
Hochwasserfall überflutet werden. Das diesjährige Hochwasser hat diese Modellrechnungen im 
Wesentlichen bestätigt, wobei allerdings bei den Modellrechnungen noch weitere 
Überflutungsflächen bzw. Hochwasserausdehnungen angeführt waren. 
 
Zurückkommend auf die Frage der Vorabsenkung wird nochmals nachgefragt, warum eine 
Vorabsenkung zwei bis vier Tage im Hochwasserfall nicht sinnvoll wäre. Hier wird seitens des 
Verbundes nochmals ausgeführt, dass die Überstromstrecken bei rund 5.000 m3/s 
Durchflussmengen anspringen. Bei der ersten Phase gibt es in der Regel keine Schäden, da 
die Vorfluter viel Wasser aufnehmen. Die Stauabsenkung bringt nichts, da unterhalb des 
Kraftwerkes niedriger Wasserspiegel besteht, der Zufluss aber von oben kommt. Da im Bereich 
der Stauwurzel das Wasser schnell wieder steigt, bringt eine Vorabsenkung nichts. Diese Frage 
wird jedoch ebenfalls durch die Uni Kassel verifiziert werden können. 



 
 

Seite 6 

Bgm. Müllner empfindet diese Gesprächsrunden mit den Bürgermeistern und den Vertretern 
von via donau und Verbund als überaus wertvoll, da immer wieder neue Informationen erfolgen. 
Er ist jedoch wegen des Sedimentmanagements des Verbunds sehr enttäuscht und ersucht 
auch um neue Beurteilungen der Überflutungsräume und Überstromstrecken. Sobald die 
Studien z.B. von der Uni Kassel da sind, ersucht er um eine Veranstaltung in der Region, sowie 
um Ersatz der Schäden zu 100 % durch den Verbund. Hinsichtlich der Absiedelung ist 
festzustellen, dass in seiner Gemeinde alles bewilligt wurde, auch die aufsichtsbehördliche 
Genehmigung durch das Land jeweils erteilt wurde. Nicht bekannt war jedoch, dass der 
Rückstau der Donau so groß ist. Bei der Frage der Absiedelung muss man sich Gedanken 
machen, da das Eferdinger Becken Überflutungsraum ist. Allerdings ist auch zu bedenken, dass 
hier wertvolle landwirtschaftliche Gründe liegen. Auch die Mitspracherechte der Gemeinde und 
der Bevölkerung muss man sich näher anschauen und ausbauen. 
 
LR Anschober verweist auf die Aussagen von Ministerialrat Flicker, wonach bei der 
Schlammproblematik rund 50 % durch die Kraftwerke bedingt sind. Er versteht nicht, warum es 
hier keine klare rechtliche Regelung gibt und ersucht nochmals um entsprechende Regelungen 
analog im Machland. Mag. Seidel erklärt seitens des Verbundes: dort, wo es bescheidmäßige 
oder vertragsmäßige Verpflichtungen gibt, werden diese selbstverständlich übernommen. 
Allerdings ist auch für den Verbund eine Rechtssicherheit notwendig. Er betont jedoch, dass 50 
% der Schäden seitens des Verbundes übernommen werden. 
 
Auf die Frage von BH Mag. Hageneder, ob aufgrund der geänderten Abflussverhältnisse neue 
Modellierungen gemacht werden, wird von LR Anschober darauf hingewiesen, dass die neue 
Modellierung auf Basis des aktuellen Hochwassers und dessen Erkenntnisse erfolgen wird. 
Damit können sicher etliche Fragen, die hier in diesen Runden aufgeworfen wurden, erklärt 
werden. Darüber hinaus ist eine aktuelle Modellierung auch für die Planung des 
Hochwasserschutzprojektes dringend notwendig. Nicht erwarten darf man sich von einer 
Modellierung jedoch, dass für jedes Haus konkret alle Eventualitäten nachgezeichnet werden 
können. Die Endergebnisse der Modellierung werden in rund einem Jahr vorliegen, 
quartalsmäßig werden jedoch Zwischenberichte erfolgen. Derzeit ist eine Modellierung nur an 
der Donau vorgesehen. 
 
Bgm. Eidenberger kritisiert, dass er keine Informationen über die Wehrbetriebsordnungen 
erhalten hat, sowie ihm auch nicht bekannt war, dass die Gebäude ab Errichtungszeitpunkt 
1991 nicht mehr gefördert werden. Hier wird seitens des Verbundes angemerkt, dass bei jeder 
Bezirkshauptmannschaft die Bescheide der Donaukraftwerke aufliegen. Die betroffenen 
Gemeinden müssen auch aktiv bei Unkenntnis Informationen einholen. Mag. Seidl vom 
Verbund betont nochmals, dass sie selbstverständlich alle Informationen zu Verfügung stellen 
und ersucht um Terminvorschläge. 
 
Bgm. Eidenberger kritisiert auch, dass die Scietec-Studie nicht in Walding angekommen ist und 
auch die aktuellen Aufnahmen der Überflutungshöhen hat er nicht bekommen. LRt Anschober 
verweist darauf, dass dies Aufnahmen von Ziviltechnikern sind, die in aktuelle Karten 
eingearbeitet werden müssen. Sobald diese fertig sind, werden diese selbstverständlich 
veröffentlicht.  
 
Auf Nachfrage, wie sich die Jährlichkeit eines Hochwassers berechnet, wird festgestellt, dass 
dies auf Basis der Durchflussmengen bis Linz erfolgt. 
 
LR Anschober  verweist darauf, dass es im Bereich der Fähre in Ottensheim 
Hochwassermarkierungen seit 1501 gibt, die er sich angesehen hat. Für ihn war überraschend, 
dass 1994 das Hochwasser wesentlich höher als das 2013 war, allerdings die Wassermengen 
diesmal wesentlich mehr waren. Dies wird seitens des Verbundes so erklärt, dass die 
Unterwassereintiefungen in Deutschland seit 1994 vorangeschritten sind. Dies hat im 
Hochwasserfall positive Auswirkungen. Nur in Goldwörth gab es einen Rückstau aus der 
Ottensheimer Enge. In Ottensheim gibt es auch keine Akkumulierung von 
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Sedimentablagerungen, sondern es wird in etwa der gleiche Stand wie vor 2002 gehalten. Die 
Feinsedimente verursachen eine glatte Sohle, damit fließt das Wasser auch schneller wieder 
ab, da keine Rauigkeit der Sohle gegeben ist. 
 
Bgm. Eidenberger berichtet, dass im Bereich der Rodlmündung in Ottensheim im 
Hochwasserfall das Wasser rückwärts geflossen ist. Allerdings hat der Damm bei der 
Regattastrecke ein Hindernis im Hochwasserfall dargestellt. Fließt dies auch in die Berechnung 
mit ein? Wo nimmt der hydrographische Dienst die Pegel her? 
 
LR Anschober verweist darauf, dass es einen extra Termin mit dem Hydrographischen Dienst 
zur Erklärung des Prognosemodells geben wird. Für seine Prognose braucht der 
Hydrographische Dienst jedoch die Durchflussmengen des Verbundes nicht. Jedenfalls liefert 
auch Bayern Daten, die in die Prognosen des Hydrografischen Dienstes einfließen.  
 
Bgm. Allersdorfer kritisiert, dass der Damm in Feldkirchen nicht wie zugesagt vom Verbund 
saniert wird. Hier wird seitens des Verbundes darauf verwiesen, dass das Vergabe-Verfahren 
noch läuft, allerdings im Laufe dieser Woche eine Entscheidung getroffen wird.  
 
Seitens vieler Bürgermeister wird darauf verwiesen, dass noch Ansuchen um Baubewilligungen 
in potenziellen Absiedelungsgebieten vorliegen, die die Bürgermeister nun entsprechend 
bewilligen müssten. LR Anschober wird dieses Anliegen an LH-Stv. Hiesl weitergeben. 
 
Für die Fragen aus dem Katastrophenfonds, die Einbindung der Einsatzkräfte, des 
Katastrophenschutzes bzw zu den Alarmpläne ist LR Hiegelsberger zuständig. LR Anschober 
wird das Ersuchen um einen Termin mit den Bürgermeistern an LR Hiegelsberger weitergeben.  
 
Für die ersten konkreten Informationen zu Absiedelungsgebieten wird Oktober 2013 angepeilt. 
Sobald nähere Informationen zu Absiedelungsgebieten, die in etwa im Oktober vorliegen 
dürften, erfolgt eine Besprechung mit den Bürgermeistern. Bevor allerdings 
Hochwasserschutzpläne und Absiedelungen konkretisiert werden, wird von LR Anschober 
zunächst eine Abklärung mit dem Bund für notwendig erachtet, da dieser sich zu 50 % an der 
finanziellen Förderung beteiligt. 
 
 
 
 
 


